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4 6 4 . Bundesgesetz: Änderung des Devisengesetzes
(NR: GP XVII RV 1300 AB 1418 S. 149. BR: AB 3944 S. 533.)

4 6 5 . Bundesgesetz: Änderung des Finanzstrafgesetzes
(NR: GP XVII RV 1288 AB 1416 S. 149. BR: AB 3943 S. 533.)

4 6 6 . Bundesgesetz: Leistung eines neunten zusätzlichen Beitrages zur Internationalen Entwicklungsorga-
nisation (IDA)
(NR: GP XVII RV 1299 AB 1417 S. 149. BR: AB 3945 S. 533.)

464. Bundesgesetz vom 28. Juni 1990, mit dem
das Devisengesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Devisengesetz BGBl. Nr. 162/1946, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 160/1952,
BGBl. Nr. 87/1955, BGBl. Nr. 175/1963, BGBl.
Nr. 422/1974, BGBl. Nr. 264/1978, BGBl.
Nr. 605/1987, BGBl. Nr. 663/1987 und der Kund-
machungen BGBl. Nr. 160/1954 und BGBl.
Nr. 585/1989 wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 bis 4 lautet:

„§ 2. (1) Der Handel mit ausländischen Zah-
lungsmitteln, Forderungen in ausländischer Wäh-
rung, Gold und Goldmünzen, die nicht als
Zahlungsmittel gelten, ist nur der Oesterreichischen
Nationalbank und den von ihr dazu ermächtigten
Personen gestattet.

(2) Die Ermächtigung für Devisenhändler und
Wechselstuben ist an Banken zu erteilen, wenn

1. sie über eine Konzession gemäß § 1 Abs. 2 Z 6
Kreditwesengesetz, BGBl. Nr. 63/1979, in der
geltenden Fassung verfügen,

2. ihre personelle, organisatorische und techni-
sche Ausstattung die ordnungsgemäße Durch-
führung solcher Geschäfte gewährleistet,

3. die Personen, die unmittelbar oder mittelbar
einen beherrschenden Einfluß auf das Unter-
nehmen ausüben, die erforderliche Verläßlich-
keit besitzen, und

4. das im Inland den Geschäftsleitern unbe-
schränkt zur freien Verfügung stehende
Eigenkapital (§12 Abs. 4 und 5 Kreditwesen-
gesetz) bei Devisenhändlern mindestens
100 Millionen Schilling beträgt.

(3) Die Ermächtigung nach Abs. 1 oder 2 erlischt
mit der Zurücknahme oder dem Erlöschen der
Berechtigung zur Durchführung von Bankgeschäf-

ten (§ 1 Abs. 1 Kreditwesengesetz), soweit die
gleichen Geschäfte betroffen sind. Die Oesterreichi-
sche Nationalbank hat das Erlöschen der Ermächti-
gung mit Bescheid festzustellen.

(4) Die Oesterreichische Nationalbank hat die
Ermächtigung (Abs. 1 und 2) zu entziehen:

1. wenn die Erteilung der Ermächtigung durch
unrichtige Angaben oder durch täuschende
Handlungen herbeigeführt oder sonstwie
erschlichen worden ist;

2. bei Verletzung dieses Bundesgesetzes oder auf
Grund dieses Bundesgesetzes erlassener
Kundmachungen oder Bescheide der Oester-
reichischen Nationalbank:
a) bereits bei erstmaligem Verstoß,

— wenn dadurch Schäden größeren Aus-
maßes für die österreichische Volks-
wirtschaft herbeigeführt werden kön-
nen oder bereits herbeigeführt wurden
oder

— bei Vorsatz;
b) im Wiederholungsfall, wenn dem Auftrag

der Oesterreichischen Nationalbank auf
Herstellung des rechtmäßigen Zustandes
innerhalb der von ihr mit längstens drei
Monaten festzusetzenden Frist nicht ent-
sprochen wird;

3. bei Devisenhändlern denen die Ermächtigung
vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
erteilt wurde und bei Wechselstuben bei
Wegfall einer Voraussetzung nach Abs. 2 Z 2
und 3, bei sonstigen Devisenhändlern auch bei
Wegfall der Voraussetzung nach Abs. 2 Z 4."

2. Die bisherigen Abs. 2 und 3 des § 2 erhalten die
Bezeichnung Abs. 5 und 6.

Waldheim

Vranitzky

4 306



3126 188. Stück — Ausgegeben am 27. Juli 1990 — Nr. 465

465. Bundesgesetz vom 28. Juni 1990, mit dem
das Finanzstrafgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Finanzstrafgesetz, BGBl. Nr. 129/1958,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 375/1989, wird wie folgt geändert:

1. § 20 Abs. 2 lautet:

„(2) Die gemäß Abs. 1 anstelle einer Geldstrafe
und eines Wertersatzes festzusetzenden Ersatzfrei-
heitsstrafen dürfen bei Finanzvergehen, deren
Ahndung dem Gericht vorbehalten ist, das Höchst-
maß von je einem Jahr, bei Finanzvergehen, deren
Ahndung in den Fällen des § 58 Abs. 2 lit. a dem
Spruchsenat vorbehalten ist, das Höchstmaß von je
drei Monaten und bei den übrigen Finanzvergehen
das Höchstmaß von je sechs Wochen nicht
übersteigen."

2. Dem § 62 wird als Abs. 3 angefügt:

„(3) Die Entscheidung über die Beschwerde
gegen die Ausübung unmittelbarer finanzstrafbe-
hördlicher Befehls- und Zwangsgewalt obliegt dem
Vorsitzenden des Berufungssenates, der über
Rechtsmittel gegen Erkenntnisse oder sonstige
Bescheide des Spruchsenates zu entscheiden hätte,
dem gemäß § 58 Abs. 2 unter den dort genannten
Voraussetzungen die Durchführung der mündli-
chen Verhandlung und die Fällung des Erkenntnis-
ses obliegen würde."

3. § 150 Abs. 2 zweiter Satz lautet:

„Sie beginnt mit der Zustellung des angefochtenen
Erkenntnisses oder sonstigen Bescheides, bei
Beschwerden gegen die Ausübung unmittelbarer
finanzstrafbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt
mit deren Kenntnis, sofern der Beschwerdeführer
aber durch den Verwaltungsakt behindert war, von
seinem Beschwerderecht Gebrauch zu machen, ab
dem Wegfall dieser Behinderung."

4. § 150 Abs. 3 erster und zweiter Satz lautet:

„Das Rechtsmittel ist entweder bei der Behörde
einzubringen, die das angefochtene Erkenntnis (den
Bescheid) erlassen hat oder bei der zur Entschei-
dung über das Rechtsmittel zuständigen Finanz-
strafbehörde zweiter Instanz. Dies gilt für Be-
schwerden gegen die Ausübung unmittelbarer
finanzstrafbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt
sinngemäß; solche Beschwerden können auch bei
den Finanzstrafbehörden erster und zweiter Instanz
eingebracht werden, in deren Bereich der angefoch-
tene Verwaltungsakt gesetzt worden ist."

5. § 152 Abs. 1 lautet:
„(1) Gegen alle sonstigen im Finanzstrafverfah-

ren ergehenden Bescheide sowie gegen die Aus-
übung unmittelbarer finanzstrafbehördlicher Be-

fehls- und Zwangsgewalt ist, soweit nicht ein
Rechtsmittel für unzulässig erklärt ist, als Rechts-
mittel die Beschwerde zulässig. Gegen das Verfah-
ren betreffende Anordnungen ist, soweit nicht ein
Rechtsmittel für zulässig erklärt ist, ein abgesonder-
tes Rechtsmittel nicht zulässig; sie können erst mit
einem Rechtsmittel gegen das das Verfahren
abschließende Erkenntnis (Bescheid) angefochten
werden. Zur Erhebung der Beschwerde ist derjenige
berechtigt, an den der angefochtene Bescheid
ergangen ist oder der behauptet, durch die
Ausübung unmittelbarer finanzstrafbehördlicher
Befehls- und Zwangsgewalt in seinen Rechten
verletzt worden zu sein."

6. § 153 Abs. 1 erster Halbsatz lautet:

„Das Rechtsmittel gegen Erkenntnisse (Bescheide)
hat zu enthalten:"

7. Dem § 153 wird als Abs. 3 angefügt:

„(3) Die Beschwerde gegen die Ausübung
unmittelbarer finanzstrafbehördlicher Befehls- und
Zwangsgewalt hat zu enthalten:

a) die Bezeichnung des angefochtenen Verwal-
tungsaktes;

b) soweit dies zumutbar ist, eine Angabe
darüber, welches Organ den angefochtenen
Verwaltungsakt gesetzt hat;

c) den Sachverhalt;
d) die Gründe, auf die sich die Behauptung der

Rechtswidrigkeit stützt;
e) das Begehren, den angefochtenen Verwal-

tungsakt für rechtswidrig zu erklären;
f) die Angaben, die zur Beurteilung der

fristgerechten Einbringung der Beschwerde
erforderlich sind."

8. § 161 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Finanzstrafbehörde zweiter Instanz hat,
sofern das Rechtsmittel nicht gemäß § 156 zurück-
zuweisen ist, grundsätzlich in der Sache selbst zu
entscheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als
auch hinsichtlich der Begründung der Rechtsmittel-
entscheidung ihre Anschauung an die Stelle jener
der Finanzstrafbehörde erster Instanz zu setzen und
das angefochtene Erkenntnis (den Bescheid) abzu-
ändern oder aufzuheben, den angefochtenen
Verwaltungsakt für rechtswidrig zu erklären oder
das Rechtsmittel als unbegründet abzuweisen."

9. § 162 Abs. 1 lit. c lautet:

,,c) die Bezeichnung der angefochtenen Entschei-
dung oder des sonstigen angefochtenen
Verwaltungsaktes;"

10. § 175 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Freiheitsstrafen sind in den gerichtlichen
Gefangenenhäusern und in den Strafvollzugsanstal-
ten zu vollziehen. Der Vollzug in einer Strafvoll-
zugsanstalt ist jedoch nur in unmittelbarem
Anschluß an eine gerichtliche Freiheitsstrafe und
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mit Zustimmung des Bestraften zulässig. Soweit
dieses Bundesgesetz nicht besondere Bestimmungen
enthält, sind für den Vollzug die Bestimmungen des
Strafvollzugsgesetzes über den Vollzug von Frei-
heitsstrafen, deren Strafzeit ein Jahr nicht über-
steigt, mit folgender Maßgabe sinngemäß anzuwen-
den, soweit dies nicht zu Anlaß und Dauer der
Freiheitsstrafe außer Verhältnis steht:

a) §§ 31 Abs. 2, 32 Abs. 5, 6 und 7, 45 Abs. 1, 54
Abs. 4, 115, 127, 128, 132 Abs. 4 und 149
Abs. 1 und 4 des Strafvollzugsgesetzes sind
nicht anzuwenden;

b) soweit Häftlinge eine Arbeitsvergütung zu
erhalten haben, ist sie ihnen zur Gänze als
Hausgeld (§ 54 Abs. 2 des Strafvollzugsgeset-
zes) gutzuschreiben;

c) wird eine Freiheitsstrafe in einer Strafvoll-
zugsanstalt vollzogen, so bleiben die im
Strafvollzug gewährten Vergünstigungen und
Lockerungen auch für den Vollzug der
Freiheitsstrafe aufrecht."

11. § 175 Abs. 2 erster Satz lautet:

„Ist eine Freiheitsstrafe zu vollziehen, so hat die
Finanzstrafbehörde erster Instanz den auf freiem
Fuß befindlichen rechtskräftig Bestraften schriftlich
aufzufordern, die Strafe binnen einem Monat nach
der Zustellung der Aufforderung anzutreten."

12. § 175 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Finanzstrafbehörde hat zugleich den
Leiter des zuständigen gerichtlichen Gefangenen-

hauses oder der Strafvollzugsanstalt um den
Vollzug der Freiheitsstrafe zu ersuchen."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1991 in
Kraft.

Waldheim

Vranitzky

466. Bundesgesetz vom 28. Juni 1990 über die
Leistung eines neunten zusätzlichen Beitrages
zur Internationalen Entwicklungsorganisation

(IDA)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Republik Österreich leistet zur Interna-
tionalen Entwicklungsorganisation einen neunten
zusätzlichen Beitrag in Höhe von
1 597 860 000 Schilling.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky
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